
Hinweise und Erklärungen zum Datenschutz, Widerrufsrecht,  
zur Bindefrist, zum vorläufigen Versicherungsschutz 
und den Vertragsgrundlagen. gem. Schlusserklärung  
 
I.  Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer 
Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, 
ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsgemäß und 
vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, 
denen Sie nur eine geringe Bedeutung beimessen.  
 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht 
können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle 
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in 
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. 
Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in 
Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet.  
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird? 
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom 
Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass 
weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten. 
 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir 
dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der 
nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles  
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  
 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie zu, welcher der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht.   
 
Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen. 
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
 
Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen 
Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht 
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung die Prämie um mehr als  
10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer 
Mitteilung hinweisen. 

 

 

 

 

Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur 
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, 
wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur 
Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 
 
II. Erklärung zum Datenschutz  gem. EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) 

A Allgemeine Informationen 

Die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gilt ab dem 
25.05.2018 in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Mit der DSGVO werden die Regeln für die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten vereinheitlicht. Dadurch wird der Schutz 
von personenbezogenen Daten insgesamt sichergestellt und der freie 
Datenverkehr innerhalb der Europäischen Union gewährleistet. 

Die neuen Vorschriften der DSGVO sehen insbesondere ein hohes 
Maß an Transparenz bei der Datenverarbeitung und umfassende 
Rechte der betroffenen Personen vor. 

Informationen zum Datenschutz finden Sie auch im Internet unter: 
www.mml-vs.de/datenschutz. 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie als unseren Versicherten über 
die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die MML 
VersicherungsService GmbH und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

MML VersicherungsService GmbH 
Gewerkenstr. 21, 83435 Bad Reichenhall 
vertreten durch die Geschäftsführer: Ulrich Derwart und Wolfgang 
Franke -   Telefon:+ 49 (0) 8651 76602 110 
E-Mail: info@mml-vs.de 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der 
o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-
Mail unter: datenschutz@mml-vs.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich 
relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) 
sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze.  

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die 
von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des 
Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden 
Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir 
diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall 
eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des 
Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten nicht möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die 
Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben. Die Daten der bestehenden Verträge nutzen wir für eine 
Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für 
Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. 
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Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten 
für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b) 
DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines 
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre 
Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) i. V. m. Artikel 7 DSGVO ein. 
Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf 
Grundlage von Artikel 9 Absatz 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein: 

◼ zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 

◼ zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 
nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf 
Versicherungsmissbrauch hindeuten können. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren. 

Datenübermittlung 

Ihre Daten werden von uns in folgendem Umfang übermittelt: 

Datenverarbeitung im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern: 
Im Rahmen der Vertragsverwaltung sowie der Schadenbearbeitung 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und Schadendaten an den 
Risikoträger, die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, zu übermitteln. 

Die für die Versicherer zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte,Gustav- Stresemann Ring 1,  
65189  Wiesbaden. 
Kontaktdaten des Unternehmens und des 
Datenschutzbeauftragten: 
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Alte Leipziger Platz 1, 
61440 Oberursel, datenschutz@alte-leipziger.de 
                              
Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und 
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der folgenden Übersicht 
entnehmen. 

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, 
Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es 
vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt 
werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht 
werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu 
dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- 
und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem 
Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn 
Jahre nach Beendigung des Vertrages. 

Betroffenenrechte 

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung 
Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 

 

 

 

 

Widerspruchsrecht 

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus 
Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die 
Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht 

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben 
genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 

Der Bayerische Landesbeauftragte für Datenschutz,  
Wagmüllerstr. 18, 80538 München,  
poststelle@datenschutz-bayern.de 
 
Datenaustausch mit früheren Versicherern 

Um die Angaben des Versicherungsnehmers bei Abschluss des 
Versicherungsvertrages bzw. die Angaben des Versicherungsnehmers 
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen 
zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von 
personenbezogenen Daten mit dem vom Versicherungsnehmer im 
Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 

B    Dienstleisterliste (Stand: Mai 2018) 

Liste der Dienstleister gemäß »Einwilligungs- und 
Schweigepflichtentbindungserklärung« im Versicherungsantrag sowie 
im Einklang mit Artikel 21 und 22 der »Verhaltensregeln für den 
Umgang mit personenbezogenen Daten durch die 
Versicherungswirtschaft«. 

Aufgaben, zu deren Bearbeitung personenbezogene Daten (z. B. 
Name, Adresse) an Dritte weitergegeben werden können 

Übertragene Aufgaben Auftragnehmer/ 
Dienstleistungskategorien 

Adressprüfung Adressermittler, 
Einwohnermeldeämter 

Datenträger-/Aktenentsorgung Entsorgungsunternehmen 

Forderungsmanagement, 
gerichtliches und 
außergerichtliches 
Mahnverfahren,  

Rechtsanwälte Ohletz 
Rechtsanwalt Andreas 
Conzelmann 

IT-Dienstleistungen 
(Programmiertätigkeiten, User-
Help-Desk, Hard- und 
Softwareimplementierung und -
unterstützung, Archivierung von 
aufbewahrungspflichtigen 
Daten) 

Externe IT-
Dienstleistungsunternehmen 

Prüfung von 
Kostenvoranschlägen, 
Rechnungen, Schadenware 

Prüfdienstleister, 
Sachverständige, 
Partnerwerkstätten 

Reparatur, Sanierung, Ersatz Handwerksbetriebe, Sanierer, 
Werkstätten,  

Erstellen von 
Sachverständigengutachten, 
Schadenprüfung, Belegprüfung 

Sachverständige, Gutachter, 

Juristische Beratung, 
Schadenbearbeitung 

Rechtsanwälte 

Telefonischer Kundendienst außerhalb der Bürozeiten 
Sekretariats-Servicebüro 

Übersetzungen Übersetzungsbüros 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
. 
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Allgemeine Hinweise 
1. Unverbindliche Anforderung eines Angebots (Angebotsanforderung) 
Wenn Sie bei uns ein Angebot anfordern, sind Sie noch nicht 
vertraglich gebunden. Die in der Angebotsanforderung enthaltenen 
Prämien und Informationen sind unverbindlich. 
Wir werden Ihnen auf der Grundlage Ihrer Angaben und Erklärungen 
ein verbindliches Vertragsangebot in Form eines umfassenden 
Versicherungsscheins (Angebotsdokument) unterbreiten und Ihnen 
alle erforderlichen Informationen und Bedingungen sowie eine 
Annahmeerklärung vorlegen. 
Erst wenn Sie die Annahmeerklärung (Vertragserklärung) 
unterschreiben und uns wieder zukommen lassen, wird ein 
rechtswirksamer Vertrag geschlossen. Diesen rechtswirksam 
Geschlossenen Vertrag können Sie innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform widerrufen (vgl. Ziffer 2). 
 

2. Widerrufsbelehrung  Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt, nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 
1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 
1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung 
jeweils in Textform zugegangen sind und wir Ihre unterschriebene 
Annahmeerklärung erhalten haben. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs. 
 
Der Widerruf ist zu richten an: 
MML VersicherungsService GmbH, Gewerkenstr 21,  
83435 Bad Reichenhall; Email: info@mml-vs.de 
 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den 
Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 
entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um einen Betrag in Höhe von 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/30 des 
Monatsbeitrags multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen 
Versicherungsschutz bestanden hat. Die 
Höhe des Beitrags entnehmen Sie bitte den Vertragsunterlagen. Die 
Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurück zu 
gewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben 
sind.  
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des 
Versicherungsvertragsgesetzes wirksam ausgeübt, sind Sie auch an 
einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden 
Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt 
vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem 
Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch 
verlangt werden.  
 
Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
Ende der Widerrufsbelehrung 

 
Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender Vertrag 
erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf 
die erweiterten oder geänderten Vertragsteile. 
 

3. Vorläufiger Versicherungsschutz 
Wurde vorläufige Deckung erteilt, so endet diese spätestens mit der 
Einlösung des Vertragsdokuments oder Beginn eines gleichartigen 
Versicherungsschutzes. Sie tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der 
Antrag unverändert angenommen, der im Vertragsdokument 
angegebene Einlösungsbetrag aber nicht unverzüglich gezahlt wird 
und der Versicherungsnehmer die Verspätung zu vertreten hat und 
zwar auch dann, wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
Für diesen Fall muss der Versicherungsnehmer für den Schaden 
selbst aufkommen. 
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind berechtigt die 
vorläufige Deckung zu kündigen. Die Kündigung des 
Versicherungsnehmers wird mit ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam, die Kündigung des Versicherers wird 2 Wochen nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. Dem Versicherer 
gebührt in diesem Falle die auf die Zeit des Versicherungsschutzes 
entfallende anteilige Prämie. 
Für den vorläufigen Versicherungsschutz findet das Widerrufsrecht 
keine Anwendung. 
Bei einer Angebotsanforderung verzichte ich für den vorläufigen 
Versicherungsschutz auf die vollständigen Verbraucherinformationen, 
Versicherungsbedingungen und weiteren 
Vertragsunterlagen, die mir spätestens mit dem Angebotsdokument 
übermittelt werden. 
 
4. Besondere Vereinbarungen/Nebenabreden 
Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer 
durch Aufnahme in das Vertragsdokument bestätigt. 
 
5. Vertragsgrundlage 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Maßgebend für diesen Antrag bzw. die Angebotsanforderung sind die 
jeweiligen Versicherungsbedingungen, die in den nachfolgenden 
Hinweisen (Ziffer II.) zu den einzelnen Versicherungen aufgeführt 
sind. Diese erhalten Sie vor Antragstellung bzw. bei einer 
Angebotsanforderung zusammen mit dem Angebotsdokument. Eine 
Kopie des Antrags bzw. der Angebotsanforderung wurde Ihnen 
ausgehändigt. 
 
6. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder mit einer 
Entscheidung nicht einverstanden sein sollten, können Sie sich an 
den Servicebeauftragten des Vorstandeswenden: 
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Servicebeauftragter des Vorstandes  
Alte Leipziger-Platz 1 
61440 Oberursel 
E-Mail: servicebeauftragter@alte-leipziger.de 
Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie den 
Versicherungsombudsmann einschalten. 
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e.V. Der Ombudsmann ist eine 
unabhängige Schlichtungsstelle für Verbraucher. 
Er überprüft kostenfrei für Sie, ob wir korrekt gehandelt haben. 
Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632, 10006 Berlin 
Tel.: 0800/36 96 000 Fax: 0800/36 99 000 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Unabhängig davon haben Sie die Möglichkeit, unsere 
Entscheidungen durch die Zivilgerichte überprüfen zu lassen. 
 
7. Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
Die für Versicherungen zuständige Aufsichtsbehörde prüft vor allem, 
ob ein Unternehmen die für den Betrieb des Versicherungsgeschäftes 
geltenden gesetzlichen und 
Aufsichtsbehördlichen Vorschriften beachtet. Den konkreten Einzelfall 
kann sie dabei grundsätzlich aber nicht rechtsverbindlich 
entscheiden. Hierfür sind die Zivilgerichte zuständig. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bereich Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108,  53117 Bonn 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


